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Amtliches

VerkündigrmgMatt
für den Amtsbezirk Durlach .

Nr . 7 Dienstag de« 6 Februar 1917.

Dir 5484 ) Verordnung über Zulkemlttel.
Vom 6 . Oktober ISIS.

Der Bundesrat hat auf Gruud - es 8 8 - es Gesetzes
über Sie Ermächtigung -es Vun- esrats zu . wirtschaft¬
lichen Maßnahmen usw . vom 4 . August 1S14 (Reichs-
Gesetzbl. S . 327 ) folgen- e Beror- nung erlassen :

8 1.
Den Vorschriften - Leser Verordnung unterliegen

alle Futtermittel tierischen o- er pflanzlichen Ursprun¬
ges . Dies gilt nicht :

1 . fiir Futtermittel , soweit - er Verkehr mit ihnen
- urch an-ere Verordnungen geregelt ist ;

2. für Grünfutter , Futterrüben aller Art , Pferde-
möhren, Heu, Häcksel und «Stroh , mit Ausnahme
von Futtermehlen un- anLeren Erzeugnissen, - ie
aus diesen Stoffen gewonnen werben .

Den Futtermitteln im Sinne - er Beror- nung stehen
»leich :

1. als Hilfsstoffe : Torfstreu, Torfmull , aus MooStorf
hergestellte Torfsoden und zu Futterzwecken fertig
hergerichteter kohlensaurer Kalk ;

2 . alle Mischfuttermittel, in Lenen dieser Verordnung
unterliegende Futtermittel o- er HilfSstosfe enthal¬
ten sinö.

Der Reichskanzler kann die Vorschriften dieser Ver¬
ordnung auf andere HilfSstosfe auSLehnen .

8 2.
Futtermittel dürfen nur Lurch Sie Bezugsvereini-

gung - er deutschen Landwirte, G . m . b . H. in Berlin ab¬
gesetzt werden.

Dies gilt nicht :
1 . für Futtermittel , die vom Inkrafttreten dieser Ver¬

ordnung ab in der Hand desselben Eigentümers
einen Doppelzentner von jeder Art nicht über¬
steigen ;

2. für Futtermittel , welche Sie Lanöesfuttermittelstel-
len, die von Liesen bestimmten Stellen , die Kom¬
munalverbände oder die vom Reichskanzler be¬
stimmten besonderen Stellen ( 8 12) von der Be-
zugsveretnigung zum Zwecke des Absatzes erhal¬
ten haben , soweit - er Absatz unter Einhaltung der
nach 88 12, 14 erlassenen Anordnungen erfolgt.

S. für anerkanntes Saatgut von Sojabohnen , Wicken
und Lupinen, sowie für Saatgut dieser Futter¬
mittel , das durch eine von der Landeszen-
tralbehörde zu bezeichnende Saatstelle als zur
Saat geeignet erklärt und von - er vom Reichs¬
kanzler bestimmten Stelle zu Saatzwecken freige¬
geben worden ist .

Das von dieser Stelle freigegebene Saatgut
darf nur durch die von der Landeszentralbehörde
bezeichnte Saatstelle abgesetzt werden. Die vom
Reichskanzler bestimmte Stelle hat die zuständige
Saatstellc von jeder Freigabe unverzüglich zu be¬
nachrichtigen . Die Saatstelle kann die Preise für
tas Saatgut im Einvernehmen mit der vom
Reichskanzler bestimmten Stelle vorschreiben . Sie
ist an die vom Reichskanzler vorgeschriebenen
Grenzen gebunden. Der Reichskanzler kann den
Absatz von Saatgut anderweit regeln und wei¬
tere Bestimmungen über den Verkehr mit Saat¬
gut erlaffen . Futtermittel der im Abs . 1 genann¬
ten Art , die als Saatgut in Anspruch genommen,
aber zu Saatzwcckcn nicht verwendet worden sind,
sind nach Beendigung der Saatzeit bei der vom

. Reichskanzler bestimmten Stelle auzumelden und
) von dieser nach 8 6 ff. zu übernehmen. Dies gilt' nicht für Mengen unter 25 Kilogramm von jeder

Art . Die Vorschriften in diesem Absatz gelten nicht
für anerkanntes Saatgut .

Die Lanöeszentralbchöröcn erlassen die nähe¬
ren Bestimmungen über die Anerkennung.

Etwa bestehende noch unerfüllte Licferungsverträge
begründen eine Ausnahme von dieser Vorschrift nicht.

8 3.
Wer bei Beginn eines Kalenöervierteljahres Fut¬

termittel in Gewahrsam hat , hat die zu diesem Zeitpunkt
vorhandenen Mengen getrennt nach Arten und Eigen¬
tümern unter Nennung der letzteren der Bezugsvereini¬
gung anzuzeigen. Wer Futtermittel im Betriebe seines
Gewerbes herstellt , hat anzuzeigen , welche Mengen er in
dem laufenden Vierteljahre voraussichtlich Herstellen
wirb . Die Anzeigen sind jeweils bis zum fünften Tage
jedes Kalenbervierteljahres zu erstatten.

Die Anzeigepflicht gilt nicht für die Fälle des 8 2
Abs. 2 sowie für Mengen, deren der Anzeigepflichtige zur
Aussaat oder zum sonstigen Verbrauch in seinem land¬
wirtschaftlichen Betrieb o- er in dem dazu gehörigen ge¬
werblichen Nebenbetriebe bedarf.

Die Bezugsvereinigung kann von den Fabriken je¬
derzeit auch die Anzeige der vorhandenen Rohmateria¬
lien verlangen .

8 4.
Die Eigentümer von Futtermitteln haben sic der

Bezugsvereintgung auf Verlangen käuflich zu überlassen
und auf deren Abruf zu verladen. Auf Verlangen der
Bezugsvereintgung haben sie ihr Proben gegen Erstat¬
tung der Uebersenöungskosten einzusenöen .

Dies gilt nicht für die im 8 2 Abs. 2 genannten Men¬
gen sowie für Mengen, die zum Verbrauch im eigenen
landwirtschaftlichen Betrieb oder in dem dazugehörigen
gewerblichen Nebcnbetrieb erforderlich sinö . Bei anderen
gewerblichen Betrieben gilt Abs. 1 nicht für die Mengen,
welche zur Berfütterung an die im eigenen Betriebe ge¬
brauchten Spanntiere erforderlich sind ; die näheren Be¬
stimmungen hierüber erläßt die Reichssuttermittelstelle.

Erzeuger von nasser Kartoffelpülpc. nasser Bierhefe
sowie von nasser Schlempe und nassen Trebern haben
die Futtermittel auf Verlangen der Bezugsvereinigung
zu trocknen , soweit sie Anlagen dazu besitzen und die
Bezugsveieinigung die Abnahme zusichert.

8 6.
Die Bezugsvercinigung hat auf Antrag des Eigen¬

tümers binnen 4 Wochen nach Eingang des Antrags zu
erklären, welche bestimmt zu bezeichnenden Mengen sie
übernehmen will .

Für die Mengen, welche die Bezugsvercinigung
hiernach nicht übernehmen will, erlischt Sie Absatzbe¬
schränkung nach 8 2. Das gleiche gilt, soweit die Be¬
zugsvereinigung eine Erklärung binnen der Frist nicht
abgibt. Beim Absatz von Futtermitteln im freien Ver¬
kehre dürfen die vom Reichskanzler nach 8 7 bestimmten
Preisgrenzen nicht überschritten werden . Die Preise
sind Höchstpreise im Sinne des Gesetzes vom 4 . August
1914 in der Fassung der Bekanntmachung vom 17 . De¬
zember 1S14 ( Reichs -Gesetzbl. S . 516 ) in Verbindung mit
den Bekanntmachungen vom 21 . Januar 1915 ( Reichs -
Gesetzbl. S . 25 ) und vom 23. März 1916 (Reichs - Gesetzbl.
S . 183) .

Alle Mengen , die hiernach dem Absatz durch die Be¬
zugsvereinigung Vorbehalten sind , müssen von ihr nb-
genommen werden. Der Eigentümer hat der Bezugs¬
vereinigung anznzeigen, von welchem Zeitpunkt ab er
zur Lieferung bereit ist . Erfolgt die lkebernahmc nicht
binnen 4 Wochen nach diesem Zeitpunkte , so ist der Kauf¬
preis vom Ablauf der Frist ab mit 1 vom Hundert über
Sen jeweiligen Reichsbnnkdistvnt zu verzinsen . Mit
dem Zeitpunkt, an dem die Verzinsung beginnt, geht die



Gefahr des zufälligen Verderbens oder - er zufällige»Wertverminderung auf die Bezugsvereinigung über.Der Eigentümer hat die Mengen bis zur Abnahme auf--ubewahren, pfleglich zu behandeln und in handelsübli¬
cher Weise zu versichern . Er erhält dafür eine Vergütung ,die vom Reichskanzler festgesetzt wird . Der Eigentümerhat nach näherer Anweisung des Reichskanzlers Feststel¬lungen darüber zu treffen, in welchem Zustand sich dt«Gegenstände im Zeitpunkt des Gefahrüberganges befin¬den,' im Streitfall hat er den Zustand nachzuweisen .

Die Bezugsvereinigung ist zur Abnahme verpflich¬tet, sobald der Eigentümer durch eine Bescheinigung der
zuständigen Behörde nachweist , Satz eine weitere Lage¬rung ihm nicht möglich ist.

8 7.
Die Bezugsvereinigung hat dem Verkäufer für dievon ihr abgenommenen Mengen einen angemessenenUebernahmepreis zu zahlen. Dieser Preis darf die vomReichskanzler bestimmten Grenzen nicht übersteigen.
Ist der Verkäufer mit dem von der Bezugsvereini¬gung angebotenen Preise nicht einverstanden, so setzt ein

Schiedsgericht unter Ausschlutz des Rechtswegs denPreis endgültig fest . Das Schiedsgericht ist an die nachAbs . 1 bestimmten Preisgrenzen gebunden. Es bestimmtdarüber , wer die baren Auslagen des Verfahrens zutragen hat. Bei der Festsetzung ist der Preis zu berück¬
sichtigen, der zur Zeit des Gefahrüberganges (8 6 Abs. 3)angemessen war . Der Verpflichtete hat ohne Rücksichtauf die endgültige Festsetzung des Uebernahmepreises zuliefern, die Vezugsvereinigung vorläufig den von ihr fürangemessen erachteten Preis zu zahlen.

Das Schiedsgericht wird von der Landeszentral¬behörde bestellt. Zuständig ist das Schiedsgericht des Be¬zirkes, aus dem die Lieferung erfolgen soll.

8 8.
Erfolgt die Ueberlafsung nicht freiwillig, so kann dasEigentum auf Antrag der Bezugsvereinigung durch An¬ordnung der zuständigen Behörde auf die Bczugsver -einigung oder die von ihr in dem Antrag bezeichnetePerson übertragen werden. Die Anordnung ist an denEigentümer zu richten . Das Eigentum geht über, sobalddie Anordnung dem Eigentümer zugeht. Zuständig istdie Behörde des Bezirkes , aus dem die Lieferung erfol¬gen soll.

8 9.
Die Zahlung erfolgt spätestens 14 Tage nach Ab¬nahme. Für streitige Restbeträge beginnt diese Frist mitdem Tage, an dem die Entscheidung des Schiedsgerichtsder Bezugsvereinigung zugeht .

8 10.
Die Futtermittel sind , vorbehaltlich der Vorschrift- es Abs . 2, frei jeder deutschen Eisenbahnstation zu den

Einheitspreisen zu liefern, die der Reichskanzler festsetzt .
Die Bezugsvereinigung darf zu Siefen Einheitsprei¬sen einen Zuschlag von 3 vom Hundert erheben .
Die Zuschläge , welche die Weiterverkäufer erhebendürfen , werden durch die Landeszentralbehördcn fest¬gesetzt .

8 11 .
Die Be,zue. . „ igung darf von dem Umsatz 2 vomTausend als Bermittlungsvergütung zurückbehalten .
Im übrigen ist der Reingewinn zur Beschaffungvon Futtermitteln aus dem Ausland nach den Weisun¬gen des Reichskanzlers zu verwenden. Ueber den etwaverbleibenden Rest verfügt der Reichskanzler.

8 12.
Die Bezugsvereinigung hat die Futtermittel an die

Lanöesfuttermittelstellen, an die von diesen bestimmtenStellen , an die Kommunalverbänöe oder an die vomReichskanzler bestimmten besonderen Stellen zu liefern.Die Lieferung erfolgt nach Sen Weisungen der Reichs¬futtermittelstelle.

8 IS .
Der Reichskanzler kann allgemein oder im Einzel¬falle bestimmen , inwieweit die der Verordnung unterlie¬genden Gegenstände zur menschlichen Ernährung zu ver¬wenden sind.

§ 14.
Die im 8 12 genannten Stellen haben ihren Abneh¬mern für Weiterverkäufe bestimmte Bedingungen undPreise vorzuschretben und ihre Einhaltung zu überwa¬

chen . Sie haben insbesondere vorzuschreiben , Satz die Fut¬termittel nur zur Viehfütterung innerhalb ihres Bezir¬kes verwendet werden dürfen .

8 18.
Mischfutter darf, außer zum Verbrauch in der ei¬genen Wirtschaft , nur mit Genehmigung der Reichsfut¬termittelstelle oder durch die Landesfuttermittelstellenhergestellt werden.

8 16.
Die Vorschriften dieser Verordnung gelten nicht fürdie Heeresverwaltungen , die Marineverwaltung und dieZentral -Einkaussgesellschaft m . b . H.
Sie beziehen sich nicht auf die vom Kriegsausschufsefür Ersatzfutter, G .m. b . H. ober in seinem Auftrag her¬gestellten Ersatzfuttermittel. Diese sind jedoch durch die

Bezugsvereinigung oder die vom Reichskanzler bestimm¬ten Stellen nach den Vorschriften dieser Verordnung zuverteilen.
Die Vorschriften dieser Verordnung beziehen sichnicht auf Futtermittel , die der Verordnung , betreffenddie Einfuhr von Futtermitteln , Hilfsstoffen und Kunst¬dünger, vom 28. Januar 1616 (Reichs-Gesetzbl. S . 67)unterstehen und nach dem 28. Januar 1916 aus dem Aus¬land eingeführt sind.

817.
Die Landeszentralbehördcn erlassen die Bestimmun¬gen zur Ausführung dieser Verordnung . Sie bestim¬men, wer als zuständige Behörde und als Kommunal-verband im Sinne dieser Verordnung anzusehen ist .

8 18.
Mit Gefängnis bis zu sechs Monaten oder mit Geld¬

strafe bis zu fünfzehntausend Mark wird bestraft :
1. wer dem 8 2 zuwider Futtermittel in anderer

Weise als durch die Bezugsvereinigung absetztoder den Vorschriften des 8 2 Abs. 2 Nr . 3 überden Verkehr mit Saatgut zuwiderhandelt;
2 . wer die ihm nach 8 3 obliegenden Anzeigen nichtin der gefetzten Frist erstattet oder wer wissent¬lich unvollständige oder unrichtige Angabenmacht;
3 . wer der ihm nach 8 5 obliegenden Verpflichtungzum Trocknen nicht nachkommt ;
4. wer der Verpflichtung zur Aufbewahrung, pfleg¬lichen Behandlung und zur Versicherung (8 6

Abs. 3) zuwiöerhanöelt;
5 . wer den ihm auf Grund des 8 14 auferlegtenVerpflichtungen nicht nachkommt ;
6. wer den nach 8 2 Abs. 2 Nr . 3, 8 17 erlassenenBestimmungen zuwiöerhanöelt;
7. wer dem 8 15 zuwider Mischfutter ohne Geneh¬migung herstellt .
In den Fällen der Nrn . 1 , 2, 3 , 7 können neben derStrafe die Gegenstände, auf die sich die strafbare Hand¬lung bezieht , eingezogen werden, ohne Unterschieb, obsie dem Täter gehören oder nicht.

8 10.
Soweit in dieser Verordnung die Bezugsver-

einigung genannt ist , treten bei Ausputz- und Schwimm -
gerste an die Stelle der Bezugsvereinigung die von der
Reichsfuttermittelstelle bestimmten Stellen .

Die Vorschriften der 88 10, 11 finden auf AuSputz-und Schwimmgerste keine Anwendung.
Gerste , die im Gemenge mit Hülsenfrüchten gewesenund nach der Aberntung des Gemenges aus diesem auS»

gesondert ist , unterliegt den Vorschriften der Bekannt¬machung über Gerste aus Ser Ernte 1916 vom 6. Juli1916 (Reichs -Gesetzbl. S . 800).

§ 20.
Der Reichskanzler kann Ausnahmen von den Vor¬

schriften dieser Verordnung zulassen .
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8 21.
Die Bekanntmachung über den Verkehr mit Kraft¬

luttermitteln vom 28 . Juni 1916 (Reichs-Gesetzbl. S . 3M>
nebst Sen Bekanntmachungen vom 5 . August , 19. August ,
18. September, 8 . November, 19. Dezember 1915 (Reichs -
Gesetzbl. G. 489 , 603 , 684 , 747 , 831) und vom 16. März ,
S4. März , 1. Mai 1916 (Reichs-Gesetzbl. S . 168, 193 , 349)
sowie die Bestimmung in Nr . I der Bekanntmachung
vom 6. Juni 1916 (Reichs-Gesetzbl. S . 443) treten außer
Kraft.

Soweit in Verordnungen auf Vorschriften ver-
wiesen ist , die Lurch diese Verordnung außer Kraft ge¬
setzt werden, treten an Seren Stelle die entsprechenden
Vorschriften dieser Verordnung .

8 22.
Der von der Bezugsvereinigung nach 8 7 Abs . 1 zu

zahlende Uebernahmepreis darf die in den Bekannt¬
machungen vom 19 . August 1916 (Reichs-Gesetzbl. S . 604 ) ,
6. Januar , 26 . März , 6. Juni und 6 . August 1916 (Reichs-
Gesetzbl. S . 2, 197, 443 , 928) festgesetzten Grenzen bis zu
anderweiter Festsetzung durch den Reichskanzler nicht
überschreiten . Die Preise gelten als Höchstpreise im
Sinne des 8 6 Abs. 2.

8 23.
Diese Verordnung tritt mit dem Tage der Verkün¬

dung in Kraft . Der Reichskanzler bestimmt den Zeit¬
punkt des Außerkrafttretens .

Berlin , den 5 . Oktober 1916.
Der Stellvertreter des Reichskanzlers.

Dr . Helfferich .

Verordnung .
Vom 13. Januar 1917.

Futtermittel betreffend.

Zum Vollzug der Bundesratsverordnung vom 5.
Oktober 1916 Mer Futtermittel ( Reichs - Gesetzblatt
Seite 1168 ) wirb verordnet , was folgt :

8 1.
Im Sinne der Bundesratsverorönung ist Landes-

zentralbeyörde das Ministerium des Innern , zuständige
Behörde das Bezirksamt .

Kommunalverbände im Sinne der Bunöesrats -
verordnung sind die Städte mit mindestens 10 606 Ein¬
wohnern und im übrigen die Amtsbezirke. Die Be¬
stimmungen in 8 2 Absatz 2, 3 und 4 unserer Verord¬
nung vom 11 . August 1916 , den Verkehr mit Brot¬
getreide und Mehl aus der Ernte 1916 betreffend (Ge¬
setzes- und Verordnungsblatt Seite 219) , finden ent¬
sprechende Anwendung.

Saatstelle im Sinne des 8 Absatz 2, Zifs . 3 der Bun¬
desratsverordnung ist die badische Landwirtschaftskam¬
mer.

Anerkanntes Saatgut im Sinne des 8 2 Absatz 2
und 3 ist solches Saatgut , das von anerkannten Saatgut¬
wirtschaften zu Saatzwecken gezogen ist . Als anerkannte
Saatgutwirtschaften gelten im Grotzhe.rzogtum die von
der Landwirtschastskammer anerkannten Betriebe.

8 3.
Das Schiedsgericht im Sinne des 8 7 der Bundes -

ratsverordnung besteht aus dem Landeskommissär als
Vorsitzenden und zwei Beisitzern , von denen jede Partei
einen ernennt . Will oder kann eine Partei den Beisitzer
nicht ernennen oder lehnt der von ihr ernannte Beisitzer
bas Amt ab, so bestimmt an Stelle der Partei der Lan-
beskommifsär den Beisitzer .

8 4.
Die Zuschläge im Sinne des 8 16 Absatz 3 der Bun -

besratsverordnung sind so zu bemessen, daß der Preis
beim Weiterverkauf an den Verbraucher einschließlich
des von der Bezugsvereiniguug der Deuts<*en Land¬
wirte G . m. b . H. in Berlin erhobenen Zuschlags die
vom Reichskanzler festgesetzten Einheitspreise um höch¬
stens 7 vom Hundert übersteigen darf.

8 S.
Diese Verordnung tritt mit d»m Tage ihrer

kündung in Kraft .
Karlsruhe , den 13. Januar 1917.

Großherzoglicheö Ministerium des Inner « .
Der Ministerialdirektor:

Weingärtner . Dr . Schühltz »

Vaterländischer Hilfsdienst.
Aufforderung des Kriegsamts zur freiwilligen Mel¬

dung gemäß 8 7 Abs. 2 des Gesetzes für den vaterländische »

Hilfsdienst .

Hierzu gibt das Generalkommando bekannt :
Zur Ausführung von Heeresarbeiten werden benötigt :

1 . Nach Karlsruhe :
a ) 1 Wagner , 1 Schmied , Lohn pro Tag bei lOstündiger

Arbeitszeit 6 .60—7 .—
b) 15 Bauhilfsarbeiter , Siundenlohn 68—55 Pfg . und

10 Pfg . Zulage pro Stunde .
5 Maurer , Stundenlohn 68—70 Pfg . und 10 Pfg .
Zulage pro Stunde .
8 Zemcntfacharbeiter , Stundenlohn 70—72 Pfg . und
10 Pfg . Zulage pro Stunde .

. 3 Zimmcrleute , Stundenlohn 76—72 Pfg . und 18
Pfennig Zulage pro Stunde ,

o) 3— 4 Automobilmechaniker , Stundenlohn 70—80 Pfg .
( lOstündige Arbeitszeit ) .

ä ) 4—5 Schreiner , Stundenlohn 65—89 Pfg . und 15 Pfg .
Teuerungszulage pro Stunde , letzte Stunde 16 Pfg .
weitere Zulage .

L. Nach Mannheim :

. » ) 4 Maurer , 3 Zementcurc , Stundenlohn 82 Pfg . , falls
^ außerhalb Mannheim gearbeitet wird , 1 Zulage

pro Tag .
b ) 24 Maurer und Taglöhner , Lohn 6 .80 pro Tag .

7 Zimmerleute , Lohn 5 .80 pro Tag .
6 Schlosser, Lohn 8—10 -kl pro Tag .
3 Kesselschmiede, Lohn 8— 10 pro Tag .
4 Heizer , Lohn 7 pro Tag .
14 Betriebsarbeiter ( f . chem . Fabrik) , Lohn 5 .60 bis
6 pro Tag , je nach Leistung .

Außerdem erhalten die Verheirateten eine Zulage
von 60 Pfg . und für jedes Kind 50 Pfg . pro Woche .

8 . Nach Mannheim - Rheinau :
39—40 Betriebsarbeiter (für Metallindustrie ) , Ar¬
beitszeit von 6—12 Uhr und von 1—6 Uhr, Mindest¬
lohn 5 .80 Höchstlohn je nach Leistung und Arbeit
bis zu 7.25 für lOstündige Arbeitszeit . Für lOstün¬
dige Sonntagsarbeit wird den Bctriebsarbeitern 1
pro Schicht gewährt .
10 Maschinenschlosser, 1 Dreher , 3 Schmiede , 5 Rohr¬
leger , Lohn bei lOstündiger Arbeitszeit 6 .20—7 .50
je nach Leistung .
2 Autoschwcißer , 4 Bleilötcr , Lohn bis 1 pro Stdc .

Ueberstunden werden mit 25 Prozent , Sonntags¬
arbeit mit 50 Proz . Aufschlag bezahlt . Diese Lohn¬
sätze gelten für Arbeiter aus der Umgegend , für von
auswärts Zuziehende wird pro Tag extra ver¬
gütet . Unterkunft ist für 40 Pfg . erhältlich . Ferner
können sich diese Leute in der Werkskantine zu fol¬
genden Sätzen verköstigen: Kaffee 6 Pfg . , Mittag¬
essen ohne Fleisch 40 Pfg ., mit Fleisch 90 Pfg . , Abend-
essen 50 Pfg .

4 . Nach Freiburg :
3— 4 Dreher , Stundenlohn 70—110 Pfg . , je nach Lei¬
stung .
1—2 Schlosser, Stundenl . 66—96 Pfg ., je nach Leist,

k . Nach Konstanz :
5—6 Schlosser oder Schmiede , Siundenlohn 60—65
Pfennig , je nach Leistung .

8 . Nach Wahlwies ( Amt Stockach ) :
2 Holzfäller , Taglohn 2 .50 bei freier Kost und
Wohnung .
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,z .

7 . Nach Elcngenbach : *

3 Landarbeiter zur Anlernling als Säger , Stunden »
lohn 35—38 Psg , >8 Stunden Arbeitszeit ) ,

L, Nach Achern :
5 Möbrlschreinrr , Taglohnsatz 4,80 »tt , im Akkord
Turchschnittsverdienst 6—7 ^ pro Tag , Ueberstunden
16 Pfg , Mehrbeznblung ,

9 . Rach Leopsldshijhe :
20 Schraubendreher für eine Präzisionsschrauben¬
fabrik , Lohn nach Vereinbarung ,

Es werden nur diejenigen Personen zur freiwilli¬
gen Meldung aufgefordert , die gewillt und nach ihren kör¬
perlichen und geistigen Fähigkeiten geeignet sind , die in Be¬
tracht kommenden Obliegenheiten zu übernehmen .

Meldungen werden von heute ab bis 10. Februar 1917bei den Vezirksksinmandos angenommen ,
Tie Kricgsaw . l,'teile in Karlsruhe lBadenl ,

Verordnung .
(Vom 30 . Januar 1917,)

Die Kohleuvsrsorguttg betreffend.
Auf Grund der Vundesratsverordnung vom 25, Sep¬tember 1918 über die Errichtung von Preisprüfungsstellenund die Versoranngsregelunq in der Fassung vom 4. No¬vember 1915 «Reichs -Gesetzblatt Seite 607 . 728) wird ver -ordnet , was folgt :

8 1 .
Beim Landespreisamt wird eine Abteilung für Koh¬lenversorgung errichtet . Sie hat die Aufgabe

'
, nach dengrundsätzlichen Weisungen des Ministeriums des Innerndie Versorgung der Haushaltungen und gewerblichenKleinbetriebe mit Kohlen zu fördern und zu

'
übcrivachen .Sie hat in regelmäßigen Zwischenräumen die bei denKvhlenhandlungen und den Kohlen beziehenden Bereini¬gungen des Landes vorhandenen Bestünde zu erheben .Die zur Zeit des Inkrafttretens der Verordnung vorhan¬denen Vorräte sind von ihr alSbald feslzustellen ,

8 2.
Die gewerbsmäßige Abgabe von Kohlen einschließlichKoks und Briketts zum Hausbrand darf bis auf weiteres

nur noch in einer Höchstmenge von insgesamt 6 Zentneran eine Haushaltung gegen besonderen , vom Kommunal -uerbanö auszugebenden Ausweis erfolgen . Mehr als5 Zentner darf während eines Monats an eine Haus¬haltung nicht abgegeben und von ihr nicht bezogen wer¬den .
Der Kommunalverband kann beim Vorltegen beson¬derer Verhältnisse die Lieferung einer größeren Kohlcn -menge gestatten .

8 8.
Wer noch Vorräte an Kohlen besitzt , welche ihm beisparsamem Verbrauch den Hausbrand für mindestens eineWoche ermöglichen , darf Kohlen zum Hausbrand nicht be¬ziehen ,

§ 4 .
Die Abgabe von Kohlen an Gewerbetreibende ist aufdaö unbedingt notwendige Maß zu beschränken . Die Lic ->ferung darf höchstens den Bedarf eines Monats umfassen .
Dem Gewerbetreibenden ist es verboten , für seinenGewerbebetrieb Kohlen zu beziehen , solange seine Vor¬räte zur Befriedigung des dringenden Bedarfs währendeiner Woche ausretchen .
Vorstehende Bestimmungen gelten nicht für die Rü¬stungsindustrie .

8 S .
Die Kommunalverbände sind mit Zustimmung desLanöespreisamts — Abteilung Kohlenversorgung — be¬lügt , soweit dies zur Beseitigung eines Notstandes erfor¬derlich sein sollte , zu verlangen , daß die Besitzer von Haus -brondkvhlen ihre über eine bestimmte Mtndestmenge h !n -ov -' geheriden Vorräte dem Kommnnalvcrband zur Ver -ivranng der übrigen Bevölkerung mit Kohlen gegen Ent¬schädigung überlassen .

8 6.
Kommunalverbände sind die Städte mit mindestens10 Oliv Einwohnern und im übrigen die Amtsbezirk - , DieBestimmungen in 8 I Absatz 2 , 3 und 4 unserer Verord¬nung vom 11 . August 1916, den Verkehr mit Brotneid -und Mehl aus der Ernte 1916 betreffend «Gesetzes - undVerordnungsblatt Seite 219) , finden entsprechende An¬wendung .

- Auwiderhanölungen aegen diese Verordnung werdenMit Gefängnis bis zu 6 Monaten ober mit Geldstrafe biszu 1800 bestraft .

8 8.
Die Verordnung tritt mit dem Tag ihrer Berkün -iung in Kraft ,
Karlsruhe , den 30 . Januar 1917.

Großh. Ministerium des Inner ».
von Bodman . Dr , Schühly -

Vorstehende V rorkuung bringen wir hiermit nutz
dem Bnsüvn zur ösfeatlichen ittrwtns , daß die Bürger¬
meisterämter Ausweise n -r ben Bezug ovu Kohlen namensde? Kommunalve - bands Durlach Land « ursielleu

Durlach , den 2 , Fesruar ! 9l7
Großherzogliches Bezirksamt ,

Die Aufstellung und Berpflichtuuz der
Jagdaufseher betr.

Gemeindewsldbüter Max Obreiter in Singenwurde heute als J »odaufschrr für die Geineindejazd Hand-
gelübd !-ch verpflichtet ,

Durlach , den 30 , Jänner I9l7 ,
GroßherzoglicheS Bezirksamt ,

Die Förderung der Fischzucht betreffend.
V scher und Pächter von Ftschwitssecn machen wir

aus folgendes aufmerksam :
Um die Besrtzüuz der einheimischer Gewässer mit ,Bachsorcllen zu fördern , bat das Großh , Ministerium des-

Inner « mit dem Badischen Fische - eiorrein und dem Bad sch-
Unlerländer Fische eiverein eine Bereindoru -' g getrosten , wo¬
nach dieke Verein - den Besitzern und Pächtern badisch r Filck-
wasser den Bezug von angebrüteten Bachsorcllencisrn oder
von Pa >i >lorellenbrut zu ermäßigten P eisen vermitteln werden ,

Ties ? Vermittlung wird für den Amtsbezirk Durlrch -
durch den Vorstand dsS Badischen Fischereiverein « tu Karls¬
ruhe geschehen.

Die Besitzer und Pächter von Fischmessern , welche
von dieser Vergünstigung Gebrauch zu machen beabsichtige ' ,wollen sich weg -.n des Bezugs von Eiern alsbald , wegendes Bezugs Vvn Brut spätestens bis zum lö Februar 19t7
an den Vorstand des Badischen Fischcreivercin « wenden u -.ter
Angabe der gewünschte » Stückzahl Foreller e er oder Forellen -
brut und unter Uebernahme der Verpflichtung :

1) die empfangenen Fsrelleurier in ciner bad -scheu
Fischbrutanstalt erbrüten zu lcssen in d die dcraus ge-
wonnene odrr die vom Verein unmittelbar bezogene Bin :
vollständig in ihre badischen Fischwasser einzusitzer und zwa :
z„ der Psiich menge, , w .' lche sie aufpu rd des Pachiv -rt - agesin das betreffende Gewässer emzusetzsir haben

2) für scd . s Tausend der empfangenen Ter oder Brut
isien um l höheren Prui - -» de Easle des letrIfeud ' N
Ftich - rnvereins zu bewk .l n , strUs sie die eine oder die andere
Ve -. r stichtm-g : >r Z sser 1 nicht erfüllen .

Zugleich ist - tue bürgermerster - a tliche Bescheinigungda - üb - r dem Fischernoerein ciajU -s udttt , daß der Besteller
Besitzer oder Pächter von bestimmt zu bezeichnenden ba¬
dischen Fischwassern ist

Für "cu Fall , daß die G s-rmtzahl der beanspruchten
Eier lOOVOl.O «bnm badischen Fischer eiverrin ) übersteigensollte, bleibt eine verhält :,is -näßige Herabsetzung der bestellten
Mengen Vorbehalten

Für badische Fischwasser , die sich für di « Besetzung Mit
RegenSogenso cllen b sondeis eignen , la -n unter den gleichen .
Bedingtt - gen a -.-ch Regenbogensorellr »br »t zu ei mäßigten
Prellen bezogen wrrdrü ,

Tie stbisitliche Bestellung hiereus hat spätestens bis zürnI . Ma - z 1 !N7 zu erfolg ? !-.
Du : lach , den 26 , Jwu r 1iN7 .

Gros,herzoglich, '» "Bezirksantt ,

T ach und Bering Aon Adolf Duos tu Tarlab ,
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